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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Manfred Such 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 3/227 — 


Mögliche Beteiiigung des Bundesnachrichtendienstes an der Unterschiagung 
von Geldern des Ministeriums für Staatssicherheit 


Die ARD berichtete am 2. Dezember 1994 unter dem Titel „Dollars, 
Schieber und Spione“ über die Unterschlagung, den Transfer und die 
Wäsche von Geldern aus Kassen des Ministeriums für Staatssicherheit 
(Stasi), der Kommerziellen Koordinierung (KoKo) sowie der ehemaligen 
GUS-Staaten. Aus diesem Bericht ergeben sich Fragen nach dem Wis- 
sen oder der etwaigen Mitwirkung von öffenthchen Stellen an diesen 
Vorgängen sowie deren strafrechthcher Behandlung. 


Die Bundesregierung sieht sich nicht veranlaßt, zu Medienspeku- 
lationen über das angebhche Verschwinden von Stasi- und KoKo- 
Geldern sowie Geldern der ehemaligen GUS-Staaten Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen ist auf folgendes hinzuweisen: 

Vorbemerkung zu den Fragen 1. a bis 1. c und 1. m 

Hierzu finden sich im Abschlußbericht des 1. Untersuchungsaus- 
schusses des 12. Deutschen Bundestages (KoKo) nähere Ausfüh- 
rungen und Dokumente, die entsprechenden Fundstellen sind 
nachstehend aufgeführt: 


1. Was ist der Bundesregierung bekannt über 

a) die Praxis der DDR-Behörden, Erbschaften von DDR-Bürgern 
im westhchen Ausland für diese einzuziehen, dabei erhebliche 
Teilbeträge einzubehalten und nur einen geringeren Teil an die 
Erben auszuzahlen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
8. Februar 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schritttype - den Fragetext. 
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- Textband IV 1, 2 S. 220-222, 

- Textband B 10 S. 519-520, 

- Textband A 17 f S. 499-55, 

- Dokument-Nr. 475, Anlagenband 2 des Abschlußberichts, 
S. 1791 

sowie 

- Erster Teilbericht, BT-Drucksache 12/3462, Dokument-Nr. 22, 
S. 123. 


b) die provisionspflichtige Beteiligung der Katholischen Kirche 
und der Caritas am Transfer solcher Erbschaften in die DDR, 


- Textband IV 3 S. 222-223, 

— Dokument-Nr. 478, Anlagenband 2 des Abschlußberichts, 
S. 1796. 


c) an der Rolle des DDR- Rechtsanwalts Manfred Wünsche bei 
diesen Geschäften, 


— Textband IV 3 

— Textband BIO 

s. 

s. 

222-223, 

519-520, 



— Dokument-Nr. 
S. 1794, 

476, 

Anlagenband 

2 

des 

— Dokument-Nr. 
S. 1795, 

477, 

Anlagenband 

2 

des 

— Dokument-Nr. 
S. 1797-1800, 

479, 

Anlagenband 

2 

des 

— Dokument-Nr. 

95, 

Anlagenband 

1 

des 


S. 549-550. 


Abschlußberichts, 

Abschlußberichts, 

Abschlußberichts, 

Abschlußberichts, 


m) die angebhch bis heute bestehende Anlage von Milliarden- 
beträgen aus KoKo-Kassen in der Schweiz, 


- Textband F V 3 S. 355-356, 

- Textband F I S. 324, 

- Textband F III S. 427, 

— Dokument-Nr. 723-724, Anlagenband 3 des Abschlußberichts, 
S. 3094-3095, 

— Dokument-Nr. 725, Anlagenband 3 des Abschlußberichts, 
S. 3096-3097, 

— Dokument-Nr. 726-727, Anlagenband 3 des Abschlußberichts, 
S. 3098-3099. 


d) die Umstände von dessen Tod am 8. Juh 1994 sowie des Ver- 
schwindens all seiner die KoKo, die Stasi und die fraglichen 
Geschäfte betreffenden Aufzeichnungen, 

e) die Ergebnisse des gegen ihn geführten Ermittlungsverfahrens 
wegen Veruntreuung von 36 Mio. DM aus Stasi- Kassen, 
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f) Wünsche' s Versuch, kurz vor seinem Tod über den Berliner 
Immobilien- und Finanzmakler mit angeblichen Stasi-Verbin- 
dungen, EUmar T., 2 Mio. DM zu investieren bzw. zu waschen, 
sowie über die Herkunft dieses Geldes, 

g) die mehrfachen Versuche des Stasi-IM und ehemaligen Vorsit- 
zenden des Demokratischen Aufbruchs, Wolfgang Schnur, 
große Summen Geldes - u. a. über den vorgenannten EUmar T. 
und über die Autoren des fragUchen Filmberichts - zu waschen, 
und über die Herkunft dieses Geldes, 

h) den Versuch, 1993 bei der Frankfurter Filiale des Geldtrans- 
port-Unternehmens Brinks/Schenker 2 Mrd. US-DoUar aus 
Regierungskassen der DDR und der GUS zwecks Geldwäsche 
zunächst einzulagem, welches auf Grundlage eines von Wün- 
sche erarbeiteten Vertrages durch eine baltische Firma in den 
USA per Containerschiffsfracht via Hamburg geUefert worden 
sein soU, 

i) die Vermittlung dieses Transfers durch den ehemaUgen Vize- 
präsidenten des Berliner Eishockey-Klubs „Eisbären" (vormals 
Dynamo Berlin), Dieter W., 

j) die Planung, dieses Geld in den Bunkern eines ehemals von der 
Stasi genutzten und nun vom Bund verwalteten Gelände zwi- 
schenzulagern, welches die Pohzei am 1. September 1994 auch 
- vergeblich - nach Goldbarren aus Stasi-Beständen durch- 
suchte, 

k) den Auftrag zur Durchführung jener Zwischenlagerung an die 
„Gesellschaft für Sicherheitsservice mbH" ESA in Ost-Berlin 
und Bonn, 

l) die angebhche Tätigkeit des ESA- Geschäftsführers Ost-Berlin 
für die Hauptverwaltung Aufklärung der Stasi sowie des ESA- 
Geschäftsführers Bonn, Alfred K., für den Bundesnachrichten- 
dienst, 

n) den Versuch, im Herbst 1994 im Auftrag des ehemaligen Stasi- 
Obersten B. über einen Münchner Finanzmakler 500 Mio. US- 
Dollar aus KoKo- und Stasi-Kassen von Schweizer Nummem- 
konten über diverse Zwischenstationen zu transferieren und zu 
waschen. 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Zentrale Ermittlungs- 
stelle Regierungs- und Vereinigungskriminalität ZERV 1 laufende 
Ermittlungen führt. Diese Stelle ist eine Einrichtung des Landes 
Berlin. 

Es ist ständige Praxis der Bundesregierung, zu Angelegenheiten 
der Länder grundsätzlich nicht Stellung zu nehmen. 

Zur Frage 1.1 wird angemerkt, daß nach Angaben des BND die 
Behauptung, Alfred Koch habe für den BND gearbeitet, unzutref- 
fend ist. 


o) die Umstände, unter denen ein Beteiligter dieses Versuchs vor 
kurzem in Düsseldorf ermordet worden sein soll? 


Nach der Bundesregierung vorliegenden Informationen werden 
zu diesem Sachverhalt von seiten der Strafverfolgungsbehörden 
des zuständigen Landes Ermittlungen geführt. 


2. In welcher Weise sind dem Bundesnachrichtendienst oder welchen 
sonstigen Stehen der Bundesregierung ggf. diese Vorgänge jeweils 
wann bekannt geworden? 


Über die Herkunft nachrichtendienstlicher Informationen kann in 
Einzelfällen nur den für die Kontrolle nachrichtendienstlicher 
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Tätigkeiten zuständigen parlamentarischen Gremien Auskunft 
gegeben werden. 


3. In welcher Weise sind diese Vorgänge ggf. sodann jeweils wann der 
Spitze des Bundeskanzleramts oder der Fachministerien mitgeteilt 
(oder aber: warum nicht mitgeteüt) worden? 


Der Bundesnachrichtendienst hat das Bundeskanzleramt und die 
Fachministerien über diese Hinweise nicht unterrichtet. Es 
erfolgte vielmehr - wie in solchen Fällen vorgesehen - eine 
unmittelbare Unterrichtung der in der Antwort zur Frage 4 
genannten Behörden. 


4. Welche Maßnahmen wurden daraufhin ggf. durch den Bundesnach- 
richtendienst oder durch welche sonstigen Stellen ergriffen? 

Warum wurden ggf. Maßnahmen unterlassen, um diese Geldver- 
schiebungen rechtzeitig zu stoppen oder verschobenes Geld wieder 
herbeizuschaffen? 


Am 5. Mai 1993 unterrichtete der Bundesnachrichtendienst die 
Zentrale Ermittlungsstelle Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
nalität in Berlin über die angebliche Lagerung von 2 Mrd. US- 
Dollar bei der Frankfurter Filiale der Firma Brink-Schenker und 
über die beabsichtigte Lagerung in den Bunkern bei Berhn. 

Am 24. Juni 1994 fand beim Bundesnachrichtendienst eine 
Besprechung statt, bei der die Zentrale Ermittlungsstelle Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminalität, das LKA des Landes Nord- 
rhein-Westfalen und das LKA des Landes Baden- Württemberg 
über den hier zu den Fragen l.j und 1.1 vorliegenden Kenntnis- 
stand unterrichtet wurde. 


5. a) Welche Justizbehörden haben ggf. nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung im Zusammenhang mit Geldverschiebungen der frag- 
lichen Art Strafverfahren mit welchen Ergebnissen durchgeführt 
bzw. eingeleitet? 

b) Aus welchen Gründen wurde ggf. nach Kenntnis der Bundes- 
regierung von der Einleitung derartiger Ermittlungsverfahren 
jeweils abgesehen? 


Für die von der Zentralen Ermittlungsstelle Regierungs- und Ver- 
einigungskriminalität bearbeiteten Straftaten sind die Justiz- 
behörden des Landes Berlin zuständig. Die Bundesregierung 
wiederholt, daß sie zu Angelegenheiten der Länder grundsätzlich 
nicht Stellung nimmt. 
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